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Aus der Begründung:
Bei der Kostenentscheidung wurde unberücksichtigt gelassen, 
daß ein regelmäßiges Üben auf einem Instrument in der 
Wohnung zur Sicherung der für die musikalische Ausbildung 
erforderlichen Leistungen kein rechtswidriges Handeln dar­
stellt.

Die in § 105 Abs. 1 Satz 1 ZGB geregelte vertragsgemäße 
Nutzung einer Wohnung umfaßt u. a. auch das Recht, daß ein 
in Ausbildung befindlicher Musiker in seiner Wohnung auf 
seinem Instrument regelmäßig üben kann. Dieses Recht kann 
allerdings insofern eine Einschränkung erfahren, als die 
Rechte der Mitbewohner erheblich beeinträchtigt werden 
(vgl. Abschn. II, Ziff. 3 des Berichts des Präsidiums an die 
16. Plenartagung des Obersten Gerichts zur Wohnungsmiet­
rechtsprechung, NJ 1980, Heft8, S. 343 ff.; Stadtgericht Ber­
lin — Hauptstadt der DDR —, Urteil vom 31. Juli 1979 — 107 
BZB 149/79 — NJ 1980, Heft 2, S. 90, mit Anmerkung von 
G. H e j h a l ) ;  daher kann zur Abgrenzung der beiderseiti­
gen Rechte und Pflichten auch eine gerichtliche Klärung 
erforderlich sein.

Für eine Anwendung des § 174 Abs. 2 ZPO, der voraussetzt, 
daß die Verklagte Anlaß zur Klageerhebung gegeben hat, ist 
hier demnach kein Raum. Vielmehr ist in Anwendung der 
grundsätzlichen Regelung des § 174 Abs. 1 Satz 2 ZPO eine 
Kostenentscheidung zu treffen.

Für die Kostenentscheidung des kreisgerichtlichen Verfah­
rens ist demnach maßgebend, in welchem Umfang die Klage 
unter Berücksichtigung der vom Bezirksgericht vorgenömme- 
nen Korrektur der Anzahl der wöchentlichen Übungsstunden 
Erfolg gehabt hat.

Der Kläger hat im erstinstanzlichen Verfahren entgegen 
der von der Verklagten wahrgenommenen wöchentlichen 
Übungszeit von durchschnittlich 28 Stunden beantragt, diese 
Stunden erheblich zu begrenzen. Das Bezirksgericht hat in 
Abänderung der kreisgerichtlichen Entscheidung, in der der 
Verklagten eine wöchentliche Übungszeit von 19 Stunden 
zugestanden worden ist, im Ergebnis der Verhandlung diese 
Übungszeit auf 22,5 Stunden pro Wodie erhöht. Damit hat der 
Kläger entgegen seinem Antrag eine weitaus höhere Anzahl 
von Übungsstunden zu akzeptieren. Das rechtfertigt, daß der 
Kläger 3/4 und die Verklagte 1/4 der Kosten des kreisge­
richtlichen Verfahrens zu tragen haben.

Für die Kostenentscheidung in der Berufungsinstanz sind 
die im Berufungsverfahren von der Verklagten gestellten An­
träge maßgebend. Unter Berücksichtigung des Antrags auf 
Einräumung von Übungsstunden in der Ferienzeit kann 
davon ausgegangen werden, daß die Verklagte mit der 
Berufung weitere rund 7 Stunden an wöchentlicher Übungs­
zeit über die Festlegungen im kreisgerichtlichen Urteil hinaus 
begehrt hat. Im Ergebnis der Berufung sind ihr über das 
Urteil des Kreisgerichts hinaus 3,5 Stunden wöchentliche 
Übungszeit eingeräumt worden, so daß ihrem Berufungsbe­
gehren zur Hälfte entsprochen worden ist Damit ist die 
Kostenteilung für das bezirksgerichtliche Verfahren je zur 
Hälfte gerechtfertigt.

§§68 Abs. 1 Ziff. 1 und Abs. 2, 69 Abs. 1, 474 Abs. 1 Ziff. 3 
ZGB.
Eine Forderung auf Rückzahlung eines Überpreises aus einem 
teilweise nichtigen Kaufvertrag verjährt in vier Jahren.
BG Suhl, Urteil vom 26. Oktober 1982 - 3 BZB 39/82.
Im Verfahren wegen Rückzahlung eines Überpreises aus 
einem Kaufvertrag über ein Kraftfahrzeug hat das Kreisge­
richt die Klage mit der Begründung abgewiesen, die geltend 
gemachte Forderung sei verjährt. Es handele sich um einen 
Anspruch aus einem Vertrag vom 24. Juli 1979, für den gemäß 
§ 474 Abs. 1 Ziff. 2 ZGB eine Verjährungsfrist von zwei Jah­
ren gelte. Diese Frist sei bei Erhebung der Klage im März 
1982 abgelaufen gewesen.

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin Berufung eingelegt 
und beantragt, das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben und 
den Verklagten zur Rückzahlung des Überpreises zu verur­
teilen.

Die Berufung hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Beim Verkauf gebrauchter Kraftfahrzeuge darf nach dem zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses zwischen den Prozeßpar­

teien geltenden § 4 Alb®. 3 Satz 2 der АО Nr. Pr. 44 über die 
Preisbildung für gebrauchte Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeugan­
hänger und Beiwagen vom 9. Januar 1970 (GBl. II Nr. 12 S. 62) 
i. d. F. der АО Nr. Pr. 44/1 vom 26. Juni 1975 (GBl. I Nr. 32 
S. 611)* nur der Zeitwert des Kraftfahrzeugs geboten, gewährt, 
gefordert oder angenommen werden. Der Zeitwert ist eine 
objektive, auf der Grundlage der für die Preisbildung maß­
geblichen Grundsätze zu bildende Größe, so daß jeder dar­
über liegende Preis gegen das in der Preisen Ordnung gere­
gelte gesetzliche Verbot verstößt und der Vertrag somit nach 
§ 68 Abs. 1 Ziff. 1 und Abs. 2 ZGB in diesem Umfang nichtig 
ist (vgl. OG, Urteil vom 31. Mai 1977 - 2 OZK 20/77 - NJ 
1977, Heft 15, S. 620).

Der Anspruch auf Rückzahlung eines über den Zeitwert 
hinaus gezahlten Preises beruht deshalb nicht auf Vertrag, 
weil dieser insoweit nichtig ist. Das auf Grund eines nichtigen 
Vertrags Geleistete ist gemäß § 69 Abs. 1 ZGB nach den Be­
stimmungen über die Rückgabe von unberechtigt erlangten 
Leistungen (§§ 356, 357 ZGB) herauszugeben. Für derartige 
außervertragliche Ansprüche beträgt die Verjährungsfrist 
nach § 474 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB vier Jahre. Diese Frist war bei 
Erhebung der Klage noch nicht verstrichen. Die Klage hätte 
daher nicht wegen Verjährung abgewiesen werden dürfen.

(Es folgen Ausführungen darüber, daß die Forderung der 
Klägerin auch begründet ist.) * * * §

* Seit dem Г. November 1981 gilt die АО über den Kauf und Verkauf
sowie über die Ermittlung des Preises für gebrauchte Kraftfahr­

zeuge vom 24. August 1981 (GBl. I Nr. 27 S. 333). — D. Red.

§ 314 ZGB.
Die Beantwortung der Frage, ob gesellschaftlich gerechtfer­
tigte Gründe für die Kündigung eines Nutzungsvertrags über 
fischwirtschaftlich genutzte Teiche gegeben sind, hängt u. a. 
von der Entscheidung der zuständigen staatlichen Organe 
über die Änderung der Nutzungsart des Grundstücks ab.
BG Suhl, Urteil vom 17. September 1982 — 3 BZB 27/82.

Der Kläger nutzt seit Jahrzehnten während seiner Freizeit 
zwei Teiche zur Fischzucht. Am 1. Januar 1980 vereinbarte 
er mit dem Voreigentümer des Grundstücks die Nutzung der 
Teiche für weitere zehn Jahre

Der Verklagte hat inzwischen das Grundstück zur Durch­
führung eines Investitionsvorhabens, insbesondere wegen der 
erforderlichen BausteUeneinrichtung, erworben. In einer am 
23. September 1981 zwischen ihm, dem Rat der Stadt Z. und 
dem Voreigentümer getroffenen Vereinbarung sicherte er aus­
drücklich zu, daß nach dem Eigentumswechsel hinsichtlich der 
weiteren Nutzung der Teiche eine neue schriftliche Verein­
barung mit dem Kläger getroffen werde. Entgegen dieser 
Abmachung kündigte der Verklagte dem Kläger mit Schrei­
ben vom 24. März 1982 die weitere Nutzung der Fischteiche 
zum 30. Juni 1982.

Das Kreisgericht hat entsprechend dem Antrag des Klä- ' 
gers festgestellt, daß diese Kündigung rechtunwirksam ist. 
Zur Begründung seiner Entscheidung hat es ausgeführt: Mit 
dem Eigentumswechsel am Grundstück seien auch die Ver­
pflichtungen aus dem Nutzungsvertrag auf den Verklagten 
übergegangen. Eine Kündigung zum 30. Juni 1982 sei ohnehin 
nicht zulässig. Zum 31. Oktober 1982 sei eine Kündigung mit 
einer Frist von drei Monaten nur aus gesellschaftlich gerecht­
fertigten Gründen zulässig. Solche Gründe lägen jedoch nicht 
vor.

Gegen dieses Urteil hat der Verklagte Berufung eingelegt 
und beantragt, das Urteil des Kreisgerichts .und den Nutzungs­
vertrag vom 1. Januar 1980 mit Wirkung vom 30. Juni 1982 
aufauheben.

Die Berufung hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Kreisgericht halt die rechtlichen Beziehungen zwischen 
den Prozeßparteien zutreffend festgestellt und richtig ent­
schieden. '

Soweit der Verklagte vorgetragen hat, sein Investitions­
vorhaben lasse sich mit erheblichen Einsparungen ausführen, 
wenn, die 'anfallenden Erbmassen in den beiden Teichen abge­
lagert werden, mag das aus seiner Sicht zutreffen. Derartige 
Maßnahmen sind aber nur dann zulässig, wenn sie mit den 
zuständigen Staatsorganen abgestimmt sind, weil nur dann


